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Verkehr 

BUND und Bund Naturschutz kritisieren  
verantwortungslosen Umgang mit  
Steuermilliarden und Geldern der Bahnkunden 
 
Bundesrechnungsshof und Klagen sollen den Transrapid 
noch stoppen 
 
Der Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND) und 
sein bayerischer Landesverband Bund Naturschutz werden alle 
Mittel ausschöpfen, dass der Transrapid im „Endbahnhof Papier-
korb“ ankommt. 
 
„Wer in Champagnerlaune Steuergelder in Milliardenhöhe für ein sinn-
loses und klimaschädliches Prestigeprojekt verschwendet, wird auf brei-
ten Widerstand treffen“, kündigt der Landesvorsitzende des BN, Prof. 
Dr. Hubert Weiger an. 
 
Schon die Transrapidplanung auf der Strecke Hamburg-Berlin und der 
Metrorapid im Ruhrgebiet wurden vom BUND in einer breiten Allianz 
von Anwohnern, Fahrgastverbänden und Verkehrsexperten zu Gunsten 
besserer Alternativen zu Fall gebracht. „Es ist ein Skandal, dass Bahn-
chef Hartmut Mehdorn mit der nächsten Bahnpreiserhöhung allen 
Bahnkunden das Geld aus der Tasche zieht, um damit ein Abschieds-
geschenk für den Bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber zu 
bezahlen“, kritisiert Richard Mergner, verkehrspolitischer Sprecher des 
BUND. 
 
BUND und BN fordern  Wirtschaftsminister Erwin Huber auf, seine gest-
rige Ankündigung im Bayerischen Fernsehen, er begrüße einen Bericht 
des Bundesrechnungshofs zum Transrapid, umgehend in die Tat um-
zusetzen 
 
Der BUND wird seine Unterlagen dem Bundesrechnungshof zur Verfü-
gung stellen.  
 
Der Umweltverband verweist darauf, dass der Bundesrechnungshof in 
seinem Bericht zum Machbarkeitsstudie 2002 bereits zu einer negati-
ven Einschätzung der Wirtschaftlichkeit gekommen ist. Sollte es zu ei-
nem positiven Planfeststellungsbeschluss im nächsten Jahr kommen, 



wird der der Bund Naturschutz alle Rechtsmittel ausschöpfen. So wur-
den im Erörterungstermin bereits etliche Schwachstellen der Planung 
aufgedeckt.  
 
„Anders als in China leben wir trotz Beschleunigungsgesetzgebung 
noch in einem Rechtsstaat, in dem die Bürger eine Prüfung der umwelt-
freundlichen Alternativen, wie eine Express-S-Bahn, einfordern kön-
nen“, so Hubert Weiger.  
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